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Sicherheit (derzeit 1 Prozent aller 
Ausgaben), Außenpolitik und Ent-
wicklungszusammenarbeit (6 Pro-
zent) sowie Verwaltungskosten, 
Ausgaben für Gehälter und Gebäude 
aller EU-Institutionen (6 Prozent) mit 
inbegriffen. 
Ein weiterer Löwenanteil des EU-
Budgets fließt in Programme, die 
Wachstum, Beschäftigung und ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt för-
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VON JÜRGEN KLUTE  
UND HANNA PENZER 
Spätestens im Herbst dieses Jahres 
steht der EU erneut ein Tauziehen 
ums Geld bevor.  Einiges wird uns 
bekannt vorkommen. Wieder sind es 
die Regierungen in Berlin, Amster-
dam und Helsinki, die ihre Pfründe 
verteidigen wollen. Doch dieses Mal 
geht es nicht um die Bereitschaft 
der Regierungen, mehr oder weniger 
schnell und entschieden Hilfspakete 
für ihre Nachbarländer oder kriseln-
de Finanzinstitute zu schnüren. Die-
ses Mal geht es um nichts mehr oder 
weniger als um die Finanzierung des 
europäischen Projektes als Ganzes. 
Bis Ende des Jahres muss über die 
Zukunft des EU-Haushalts entschie-
den werden, genau gesagt über den 
neuen von 2014 bis 2020 geltenden 
Finanzrahmen der Europäischen 
Union. Doch wovon reden wir eigent-

lich genau, wenn wir über den Haus-
halt der europäischen Gemeinschaft 
reden? 
Der EU-Haushalt unterscheidet sich 
in vielerlei Hinsicht von Budgets, 
die auf nationaler oder kommuna-
ler Ebene erstellt werden. Stichwort 
Einnahmen: Um ihre Programme und 
Politiken durchzuführen, sind die EU-
Institutionen auf Zuwendungen der 
Mitgliedsländer angewiesen. Drei 
Viertel aller Finanzmittel des EU-
Haushalts werden aus den nationalen 
Hauptstädten überwiesen. Ein weite-
res Viertel nimmt die EU-Kommission 
eigenständig ein: Dabei handelt es 
sich um Zölle, Einkommenssteuern 
der EU-Beschäftigten, einen Anteil 
der Mehrwertsteuer sowie um Straf-
zahlungen von Unternehmen, die ge-
gen die Wettbewerbsregeln des Bin-
nenmarktes verstoßen haben, etwa 
durch die Bildung eines Kartells. Der 

geringe Anteil eigenständiger Einnah-
men macht die Europäische Union 
immer wieder zum Spielball egois-
tisch-nationalistischer Ränkespie-
le. Journalisten und Finanzminister 
rechnen auf, welche Länder stärker 
von EU-Programmen profitieren als 
das eigene Land, wer zum Club der 
Nettozahler und wer zur Gruppe der 
Nettoempfänger zählt. 
Apropos Empfänger: Wofür werden die 
Mittel des EU-Haushalts verwendet? 
Mit einem Drittel aller Gelder werden 
Betriebe in der europäischen Land-
wirtschaft und Fischerei gefördert. 
Der Hintergrund ist recht simpel: Die 
Europäisierung der Agrarpolitik wur-
de bereits vor mehr als fünfzig Jah-
ren begonnen und ist heute so weit 
fortgeschritten wie kaum ein ande-
rer Politikbereich. Zu den kleineren 
Posten im EU-Haushalt gehören da-
gegen die Bereiche Justiz und innere 

Damit alles  
bleibt, wie es ist:
welche Zukunft für den EU-Haushalt? 
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Jedes Konto jeder EU-Institution muss 
am Ende eines Geschäftstages mit 
mindestens einem Euro gedeckt sein. 
So schwierig die Logik hinter den 
beschriebenen Regeln nachvollzieh-
bar sein mag – die Folgen eines zu 
dürftig ausgestatteten und zu starren 
Finanzrahmens sind recht simpel. 
Nicht anders als ein unterbezahlter 
Minijobber oder eine alleinerzie-
hende Erwerbslose muss auch die 
EU-Kommission fällige Zahlungen 
regelmäßig aufschieben, bis die Mit-
gliedsländer Gelder nachgeschossen 
haben. Landwirte, Forschungspro-
jekte, Beamte, Geschäftspartner, 
Entwicklungshilfeprojekte und Stu-
denten im Auslandssemester warten 
dann auf Zuwendungen, die »Europa« 
ihnen vertraglich zugesichert hat-
te. Seit 2010 schiebt die EU so nun 
bereits Rechnungen von einem Jahr 
ins nächste. Jahr um Jahr werden aus 
den Hauptstädten Notgroschen in 
Form von Nachtragshaushalten nach-
geschossen, doch noch jedes Jahr 
mussten erhebliche Milliardenrück-
stände mit ins neue Haushaltsjahr 
verschoben werden. Im vergangenen 
Jahr war die Union bereits Ende Okto-
ber so gut wie zahlungsunfähig. 
Dieses Jahr wird das Pokerspiel um 
die Zukunft der EU wohl auf die Spit-
ze getrieben. Nach dem geltenden 
Angebot der Regierungschefs, das 
das EU-Parlament im März zurückge-
wiesen hat, soll bei der Finanzierung 
der Union alles beim Alten bleiben. 
Lediglich ein wenig sparen soll Brüs-
sel. Die »magische Grenze« von ei-
nem Prozent der europäischen Wirt-
schaftsleistung als Gesamtvolumen 
des EU-Haushalts müsse in jedem 
Fall unterschritten werden, wieder-
holt Merkel unablässig. Das Vorbild 
für das Europa im Jahr 2020 ist das 
Europa im Jahr 2000. Sollte die Kanz-
lerin es nicht schaffen, die Zeit für die 
kommenden sieben Jahre anzuhalten, 
wird daraus ein gewagter Plan!  
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dern sollen. Forschungsprojekte 
und andere Investitionen zur Mo-
dernisierung der Wirtschaft sind der 
EU derzeit 9 Prozent aller Ausgaben 
wert. Weitere 36 Prozent des EU-
Haushalts fließen in Regionen, die ei-
nen besonders großen Aufholbedarf 
haben, um Anschluss an die Wohl-
standsentwicklung der stärkeren Re-
gionen Europas zu finden. 
Es ist nicht das erste Mal, dass die 
Verhandlungen über den europäi-
schen Gemeinschaftshaushalt Stoff 
für Eifersüchteleien und Machtspiel-
chen bieten. Weil auf EU-Ebene aber 
Projekte gestemmt werden, die in-
nerhalb eines Haushaltsjahres nicht 
durchzuführen sind – angefangen vom 
Ausbau europäischer Eisenbahnver-
bindungen bis zur Erforschung neuer 
Technologien –, sollen mehrjährige 
Haushaltsrahmen Planungssicherheit 
bieten. Doch über ein vernünftiges 
Maß an Planungssicherheit hinaus 
zwingen die geltenden Regeln des 
Haushaltens die EU-Institutionen in 
ein starres Korsett, das der Baustelle 
Europa so gar nicht gerecht wird! 
Ein Blick zurück genügt, um dies zu 
verdeutlichen: In den vergangenen 
zehn Jahren hat sich die Zahl der 
Mitgliedstaaten von 15 auf 27 bei-
nahe verdoppelt. Im Sommer dieses 
Jahres begrüßt die Union mit Kroa-
tien bereits das 28. Mitgliedsland. 
Damit nicht genug der Neuerun-
gen: 2009 – mit Inkrafttreten des 
Lissabon-Vertrags – wurde mit dem 
kompletten Neuaufbau eines ge-
meinsamen diplomatischen Diens-
tes begonnen. Seit 2011 sollen drei 
neue Aufsichtsbehörden alle in der 
Union ansässigen Banken, Versiche-
rungen und Börsen überwachen, um 
den Ausbruch neuer Finanzkrisen zu 
verhindern. Und nicht zuletzt sollen 
die Beamten der EU-Kommission 
neuerdings die Haushalts- und Wirt-
schaftspolitiken im Euroraum koordi-
nieren und über empfindliche Straf-

zahlungen bei Verstößen gegen die 
neuen Regeln der finanzpolitischen 
Steuerung entscheiden. 
Wie viele Mittel die Gemeinschafts-
institutionen zur Bewältigung all die-
ser Aufgaben im Jahr 2013 verwen-
den dürfen, wurde allerdings bereits 
2006 beschlossen, als selbst größte 
Pessimisten die Verwerfungen der 
aktuellen Krise nicht vorauszusehen 
wagten. Trotz der Unabwägbarkeiten 
einer hochkomplexen und denkbar 
ausdifferenzierten Gemeinschaft 
maßen sich die europäischen Re-
gierungschefs an, für jedes einzelne 
Haushaltsjahr detaillierte Ausgaben-
grenzen festzulegen, an denen selbst 

Mitglieder und Mitarbeiter/-innen der 
Delegation DIE LINKE. im Europapar-
lament freuen sich  auf Ihren Besuch 
am Infostand täglich von 11–18 Uhr
 
Samstag, 1.6. Talkbühne 12 Uhr
»BLOCKUPY – DIE LINKE UND  
DIE EURO-KRISE«
Podiumsdiskussion mit Dr. Heiner 
Flassbeck (Wirtschaftswissen-
schaftler), Thomas Händel (MdEP), 
Mario Candeias (Rosa-Luxemburg-
Stiftung) und weiteren Gästen
 
Samstag, 1.6. Grüner Salon, 
Volksbühne 11 Uhr 
»EXTREME RECHTE, RECHTS-
POPULISMUS, RASSISMUS –  
ABFALLPRODUKTE DER  
EUROPÄISCHEN KRISE?«
Podiumsdiskussion mit Gáspár 
Miklós Tamás (Vorsitzender der 
Grünen Linkspartei – Bündnis für 
ökologischen Sozialismus, Ungarn), 
Werner T. Bauer (Österreichische 
Gesellschaft für Politikberatung und 
Politikentwicklung, Wien), Corne-
lia Ernst (MdEP, Co-Leiterin der 
Delegation DIE LINKE im EP), Sabine 
Lösing (MdEP, Landesvorsitzende 
Niedersachsen)
Eine Veranstaltung der Delegation 
DIE LINKE. Fraktion GUE/NGL  
im Europaparlament

WWW.FEST-DER-LINKEN.DE
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WIE LANGE NOCH FOLGEN DIE EU-REGIERUNGEN BLIND DEM SPARDIKTAT?

Dieses Jahr wird das 
Pokerspiel um die 
Zukunft der EU auf 
die Spitze getrieben

sieben Jahre später nicht gerüttelt 
werden darf. Wird in einem Jahr we-
niger Geld zur Förderung der Land-
wirtschaft benötigt, dürfen die Mittel 
weder für das Folgejahr zurückge-
stellt noch in eine andere Haushalts-
säule – beispielsweise für Projekte 
der Entwicklungszusammenarbeit – 
verschoben werden. Jeder Cent, der 
am Ende eines Haushaltsjahrs nicht 
wie geplant ausgegeben wurde, fließt 
zurück in die Töpfe der Geberländer. 
Ohne jede Chance, Rücklagen auf-
zubauen, wird bereits eine einfache, 
nicht eingeplante Gebäuderenovie-
rung zur Herkulesaufgabe. 
Damit nicht genug: Während jede 
Kommune zur Finanzierung unvor-
hergesehener Ausgaben einen Kredit 
aufnehmen kann, verbieten die EU-
Verträge jegliche Form der Schulden-
aufnahme durch die Gemeinschafts-
institutionen. Das Verbot wird alles 
andere als leichtfertig gehandhabt: 
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Griechenland ist das bekannteste 
Opfer der Spekulationen gegen den 
Euro und der diktierten irrationalen 
Sparpolitik. Die Hilfszahlungen aus 
den Rettungsschirmen sind an strikte 
Sparprogramme gebunden, die von 
der Troika aus Europäischer Kommis-
sion, EZB und IWF überwacht wer-
den. »Gerettete« Länder verpflichten 
sich, öffentliche Ausgaben drastisch 
zu reduzieren. Staatliche Betriebe 
müssen veräußert und öffentliche 
Dienstleistungen liberalisiert werden. 
Dieses Konzept ist einseitig auf die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der jeweiligen Volkswirtschaft ausge-
legt, womit die Zerstörung von Arbeit-
nehmerrechten gemeint ist. Ohne die 
Erfüllung dieser Auflagen bekommt 
Griechenland keine Hilfsleistungen. 
An diesen Geldern verdienen Länder 
wie Deutschland noch durch die ge-
forderten Zinszahlungen. 
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VON GABI ZIMMER 
UND ANDRÉ SEUBERT
Wir schreiben das Jahr 5 der Krise. 
Armut steigt europaweit und die EU 
rutscht in eine schwere Rezession. 
Ein Gipfeltreffen der Regierenden im 
Europäischen Rat folgt auf den ande-
ren, ohne die Krise zu lösen. Als ein-
ziges Lösungsmittel hat die Merkel-
Regierung mit Unterstützung einiger 
reicher Länder eine einseitige Spar-
politik durchgesetzt, die sich in der 
Zwischenzeit als katastrophal erweist. 
Die Sparpolitik soll die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit der krisen-
geschüttelten Länder verbessern. 
Drastische Kürzung von öffentli-
chen Ausgaben, die Liberalisierung 
und Privatisierung von öffentlichem 
Eigentum und Dienstleistungen 
und die »Schuldenbremse« für na-
tionale Haushalte bilden den Kern. 
Agenda 2010 und Hartz-IV-Gesetze 

Eiszeit in Europa 
Sozialabbau, Entsolidarisierung, Armut. 
Welche Wege führen aus der Krise?

dienen als Vorbild für Reformen der 
Arbeitsmärkte und Sozialsysteme. 
In Deutschland haben diese soge-
nannten Reformen zur wachsenden 
Spaltung der Gesellschaft geführt. 
Nach dem Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung konn-
ten die reichsten zehn Prozent der 
deutschen Bevölkerung ihren Anteil 
am Privatvermögen in zehn Jahren 
von 43 auf 53 Prozent erhöhen. 
Die ärmsten 50 Prozent müssen 
einen Verlust ihres Anteils von vor-
her drei auf ein Prozent ertragen. 
Das Armutsrisiko ist auf 15,6 Pro-
zent gestiegen. Der gewachsene 
Reichtum ist offensichtlich nicht 
von oben nach unten durchgesi-
ckert, wie von Neoliberalen ver-
sprochen. Die sinkende Arbeitslo-
sigkeit beruht hauptsächlich auf 
der Zunahme prekärer Beschäfti-
gungsverhältnisse und dem Aus-

bau des Niedriglohnsektors. Heute 
müssen etwa 1,3 Millionen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
ihr Erwerbseinkommen mit staat-
lichen Zuschüssen aufstocken. 
Altersarmut ist vorprogrammiert, 
da die Beitragszahlungen zur Ren-
tenversicherung nicht ausreichen. 
Auch für Hartz-IV-Empfänger ist 
ein menschenwürdiges Leben nicht 
möglich. Steigende Energiepreise 
setzen Menschen mit geringem 
Einkommen zusätzlich unter Druck. 
Die Heizung bleibt im Winter kalt, 
um Geld zu sparen. Energiearmut 
betrifft besonders Menschen, die 
nicht direkt auf Sozialleistungen 
angewiesen sind, sondern gerade 
so über der Armutsrisikogrenze le-
ben. Frauen und Kinder sind wieder 
die Hauptleidtragenden. Und die-
ses »deutsche Modell« dient jetzt 
als Vorbild in der EU.

WISSEN, WAS IN EUROPA LÄUFT:

Das Infomagazin der LINKEN im  
Europäischen Parlament erscheint 
vierteljährlich als Beilage in aus-
gewählten linken Tageszeitungen.

Erschienene Infomagazine zu folgenden Themen: 

 Klimaschutz in der EU 
 Kampf gegen Armut, jetzt!
 EU-2020 – Top oder Flop
 Freiheit statt Sicherheitswahn
 Solidarität in Europa und in der Welt
 Sparen, sparen, sparen
 Vom Hunger der Welt
 Tritt ein, bring Geld herein
 Des einen Freud, des anderen Leid
 Eiszeit in Europa

Sie möchten europaROT regelmäßig  
per Post nach Hause geliefert bekommen? 
Schreiben Sie uns: Europäisches Parlament, GUE/
NGL, Sonja Giese, Rue Wiertz 60, PHS 05 B 072, 
1047 Brüssel oder schicken Sie uns eine  
E-Mail: dielinke.presse@europarl.europa.eu

www.dielinke-europa.eu

JETZT BESTELLEN
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Geld. Macht. Meinungen.

Fracking in der EU

VON SABINE WILS  
UND LASSE VAN AKEN 
Im November 2012 stimmte das 
Europäische Parlament über zwei 
voneinander unabhängige Initiativ-
berichte zum Thema Fracking ab. 
Obwohl beide Berichte nicht mehr 
als eine Meinungsäußerung des Par-
laments darstellten, strömten schon 
bald Scharen von Lobbyisten ins 
Parlament und blieben für Monate. 
Niemand konnte ihrer penetranten 
Einflussnahme entkommen. 
Der hohe zeitliche und finanzielle 
Aufwand der Firmen, ihre Interes-
sen durch ihre Vertreter massiv in 
der Politik geltend zu machen,  hat 
einen guten Grund: Fracking birgt 
gravierende Gefahren für Mensch 
und Umwelt. Es unterscheidet sich 
erheblich von den normalen Öl- oder 
Gasbohrungen, wie sie seit Jahrzehn-
ten praktiziert werden. Fracking wird 
angewendet, um nicht konventio-
nelle Gasvorkommen auszubeuten. 
Es sind die Methode, die Technolo-
gie und die Chemikalien, die hierbei 
benutzt werden, um neue mehrere 
Tausend Meter tief liegende Gasvor-
kommen auszubeuten, die riskanter 
als herkömmliche Gasbohrungen 
sind. Vor allem der Umfang der Ak-
tivitäten sowie der Ansatz, harte Ge-
steinsformationen aufzusprengen, 
in denen das Gas lagert, sind neu. 
Beim Fracking werden vertikale und 
horizontale Schächte gebohrt. Nach 
dem Bohren wird ein Mix aus Was-
ser, Sand und meist giftigen Chemi-
kalien unter extrem hohem Druck 

eingeführt. So wird das Gestein auf-
gesprengt und das Gas freigesetzt.
Neben dem hohen Druck und den 
beigemischten Chemikalien ist der 
hohe Wasserbedarf von durch-
schnittlich 11 Mio. Liter Wasser pro 
Bohrloch problematisch: Die Flüs-
sigkeit, die zurück an die Oberfläche 
kommt und mit giftigen Stoffen, ggf. 
mit Salzen aus dem Gestein, versetzt 
und oft auch radioaktiv ist, darf nicht 
vor Ort bleiben. 
Aber auch unter Tage ist offen, wo 
sich der Wasser-Chemie-Mix überall 
hinbewegt, da er mit einem extrem 
hohen Druck unter Tage gebracht 
wird. Fracking hat wortwörtlich 
eine bombenstarke Wirkung und die 
enormen Mengen an verseuchtem 
Wasser breiten sich weitläufig aus. 
Auch auf dem Weg ins Bohrloch und 
zurück kann es austreten. Fracking 
ist daher eine enorme Gefahr für das 
Grundwasser und auch hierzu sind 
besorgniserregende Beobachtungen 
aus den USA bekannt. 
Zuletzt ist die Beschaffung dieser 
enormen Mengen an Wasser an 
sich nicht vertretbar und gefährdet 
die Frischwasservorräte ganzer Ge-
meinden. In Deutschland gibt es 
eher keine Wasserknappheit, aber 
in Süd- und auch in Osteuropa sieht 
das oft anders aus. Es darf nicht 
dazu kommen, dass Bauern und Ge-
meinden mit kapitalstarken Gasfir-
men in einen Bieterwettbewerb tre-
ten müssen wie in den USA bereits 
geschehen.
Geld haben die öl- und gasfördern-
den Firmen reichlich. Sie arbeiten 
mit millionenschweren Fernsehspots 
und spezialisierten Lobbyagenturen. 
Sie wirken in allen beteiligten Ins-
titutionen während des gesamten 
Meinungsbildungsprozesses hinein, 
um Fracking trotz der Gefahren vor 
einem Verbot zu schützen. Wenn 
die EU-Kommission wie vorgesehen 
dieses Jahr einen Gesetzesentwurf 
vorstellen sollte, ist eines sicher: 
Die Lobbyisten waren von Anfang an 
dabei, noch bevor sich die Abgeord-
neten überhaupt damit beschäftigen 
konnten.

sabine-wils.eu/fracking 

Weiterlesen
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MFR: weniger Geld  
für Armutsbekämpfung

VON GABI ZIMMER
Das Europäische Jahr 2010 gegen 
Armut und soziale Ausgrenzung ist 
Schnee von gestern. Heute ist Krise. 
Die EU-Regierungschefs pokern im 
Rat um die Mittel für den Mehrjähri-
gen Finanzrahmen bis 2020 und letzt-
endlich um die Bevölkerungsgruppen, 
für die Politik gemacht, Ressourcen 
bereitgestellt und Programme ge-
fördert werden. Es ist wie beim Rou-
lettespiel: Rot oder Schwarz gewinnt, 
die einen rein, die anderen raus. Ar-
mutsbekämpfung kann sich in der Kri-
se niemand leisten, also weg damit. 
»Austeritätspolitik« heißt vor allem, 
Druck zur massiven Kürzung öffentli-
cher Ausgaben für Bildung, Erziehung, 
Gesundheit und eben für Projekte, die 
Menschen wieder in die Gesellschaft 
integrieren sollen. Dabei wurden vor 
allem auf Initiative sozialer Bewegun-
gen im Rahmen der Europäischen 
Plattform gegen Armut 2010 zumin-
dest erste Ansätze für eine EU-weite 
Strategie zur Bekämpfung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung entwickelt: 
Die Zahl der 120 Mio. Menschen, 

Teile und herrsche

VON CORNELIA ERNST
Der Mehrjährige Finanzrahmen für 
2014 bis 2020 würde, so er vom Eu-
ropäischen Parlament angenommen 
wird, erstmalig in der Geschichte 
der Europäischen Union auch eine 
Kürzung des Fördermittelhaushalts, 
der ein Drittel des Gesamthaushalts 
ausmacht, darstellen. In der aktuel-

len Förderperiode 2007–2013 erhält 
Deutschland ca. 23 Mrd. Euro an 
Fördermitteln. Die neuen Bundeslän-
der erhalten in diesem Zeitraum ca. 
19 Mrd. Euro, die alten Bundesländer 
ca. 4,7 Mrd. Euro.
Obwohl im Juli 2013 die EU um den 
Mitgliedstaat Kroatien erweitert 
wird, obwohl die Bekämpfung von Ar-

Hinzu kommt, dass nach den Vor-
schlägen der Staats- und Regierungs-
chefs ein »Sanktionsmechanismus« 
für Regionen, deren Mitgliedstaaten 
die europäischen Verschuldungs-
kriterien nicht einhalten, in den EU-
Haushalt eingebaut werden soll. Das 
heißt, dass Fördermittel für Regionen 
gestrichen werden sollen, wenn die 
Haushaltsdefizite und der Schulden-
stand der Mitgliedstaaten nicht den 
Schwellenwerten des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts entsprechen. Dies 
könnte eine verheerende Wirkung ha-
ben für Regionen in hoch verschulde-
ten Mitgliedstaaten. Der Ausschuss 
für regionale Entwicklung des Euro-
päischen Parlaments hat sich wieder-
holt und mit großer Mehrheit gegen 
einen solchen Bestrafungsmechanis-
mus ausgesprochen, allerdings ohne 
Erfolg. Offensichtlich ist eine Grup-
pe von Regierungschefs, darunter 
Deutschland, Frankreich, Österreich, 
Italien, die Niederlande, Finnland und 
Schweden wild entschlossen, die Mit-
gliedstaaten mit höheren Schulden-
ständen von den Fördertöpfen abzu-
schneiden bzw. den Druck, der schon 
allein durch den Fiskalpakt aufgebaut 
wird, nun auch noch über die Struk-
turpolitik zu erhöhen. Statt in »Vielfalt 
geeint« heißt dann das Motto der EU 
»Teile und herrsche«.

die unter der Armutsrisikogrenze 
leben, sollte so bis 2020 um 20 Pro-
zent gesenkt werden. DIE LINKE. im 
Europäischen Parlament unterstützt 
den Vorschlag, 25 Prozent der Struk-
tur- und Kohäsionsfonds für den Euro-
päischen Sozialfonds zu nutzen, aus 
dem wiederum 20 Prozent direkt in 
die Bekämpfung von Armut, für sozi-
ale Inklusion einzusetzen seien. Jetzt 
ergibt sich allerdings folgendes Bild: 
Für die kommenden 7 Jahre stehen 30 
Mrd. Euro weniger für die Struktur-, 
Sozial- und Kohäsionsförderung zur 
Verfügung. Unter Federführung der 
irischen Präsidentschaft werden die 
Stimmen im Rat lauter, die verhindern 
wollen, dass künftig feste Geldsum-
men aus den massiv geschrumpften 
Fördermittelfonds für Armutsbekämp-
fung eingeplant werden.
Zugleich setzen die Vertreter des Ra-
tes in den Verhandlungen mit dem 
EP stur darauf, unter dem Titel »akti-
ve Inklusion« vor allem die Beschäf-
tigungsfähigkeit zu fördern. Diese 
Einschränkung ist fatal. Sie verstößt 
gegen geltendes EU-Recht, da sie be-

stehende Verpflichtungen der EU im 
Kampf gegen Armut und Nichtdiskri-
minierung aushebelt. Es ist absurd: 
Trotz steigender Arbeitslosenzahlen, 
wachsender prekärer Beschäftigung 
und zunehmender Ausgrenzung von 
Menschen aus dem Lebensalltag 
wollen die Regierenden der Mitglied-
staaten einen Finanzrahmen be-
schließen, der den Ärmsten die Luft 
zum Leben nimmt. 
Auch der zukünftige Europäische 
Hilfsfonds für die am stärksten von 
Armut betroffenen Personen wird er-

heblich gekürzt. Das bisher als Nah-
rungsmittelhilfe bekannte Programm 
finanziert Lebensmittel für circa 
19 Mio. Menschen in der EU. Dieses 
Programm aus dem Agrarfonds wur-
de zunächst eingestellt und dann in 
den ESF geschoben, allerdings ohne 
die entsprechende Mittelübertra-
gung und in erheblich reduzierter 
Form. Die Mittelausstattung von bis-
her 3,5 Mrd. Euro wurde für sieben 
Jahre auf 2,5 Mrd. Euro gekürzt. Ein 
Taschenspielertrick auf Kosten der 
Schwächsten.

mut in weiten Teilen der EU zur größ-
ten gegenwärtigen Herausforderung 
geworden ist, sollen nach Willen des 
Rates 29,6 Mrd. Euro weniger für EU-
Regional- und Strukturfonds einge-
stellt werden. Mittlerweile sind 120 
Mio. Menschen in der EU von Armut 
bedroht bzw. direkt betroffen. 
Aufgabe der Kohäsionspolitik ist es, 
die wirtschaftlichen und sozialen Un-
terschiede zwischen den Regionen 
in der Europäischen Union abbauen 
zu helfen. Auch für die schwächeren 
Regionen in Deutschland, wie vor al-
lem in Ostdeutschland, im Ruhrgebiet 
und in der Region Lüneburg, sind die 
europäischen Fördermittel aus dem 
Fonds für regionale Entwicklung und 
dem Europäischen Sozialfonds von 
immenser Bedeutung. Wichtige Vor-
haben, wie Investitionen in die Infra-
struktur, Förderung von Forschung 
und Entwicklung, die Unterstützung 
von kleinen und mittleren Unterneh-
men und die Förderung von Weiterbil-
dungsmaßnahmen, wären ohne diese 
Gelder nicht möglich gewesen. Wir 
müssen ernsthaft darüber nachden-
ken, wie bei sinkenden Haushalten in 
Ostdeutschland auch durch das Aus-
laufen des Solidarpaktes wesentliche 
Förderungen im Bereich der Infra-
struktur und im Beschäftigungssektor 
künftig ermöglicht werden können. 

ABSURDE FINANZPLANUNG AUF KOSTEN DER ARMEN

REGIONALFÖRDERUNG IN DER EU – BALD SCHNEE VON GESTERN?
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Die Jugendgarantie: ein Schritt in die  
gute Richtung, die aber solide Perspektiven  
für junge Menschen schaffen muss

falls besonders betroffene Gruppe 
der bis 30-Jährigen offensichtlich 
komplett außen vor bleiben soll. Hier 
wären weitere 8 Mio. junge Men-
schen betroffen. 
Es darf bei dieser Initiative nicht da-
rum gehen, die jungen Menschen in 
irgendwelchen, meist sinnlosen Maß-
nahmen zu parken in der Hoffnung, 
dass sich die Probleme irgendwann 
von selbst lösen. Diese Herange-
hensweise ist schon in Deutschland 
mit Hartz IV und diversen Beschäfti-
gungspaketen gescheitert. Eine neue 
Generation Praktika, die sich von 
einem zum nächsten unbezahlten 
Praktikum hangelt, braucht niemand 
und hilft niemandem. 
Auch Förderung der Mobilität ist an 
sich eine gute Sache – solange sie 
freiwillig ist. Besser wäre jedoch, in 
den Heimatländern Gute Arbeit zu 
schaffen und so Perspektiven zur 
wirtschaftlichen Erholung zu bie-
ten und letztlich diese Krise am Ar-
beitsmarkt zu überwinden. Denn es 
braucht Gute Arbeit, von der insbe-
sondere junge Menschen eigenstän-
dig und armutsfrei leben können. 
Zu weiteren Problemen gibt die Ini-
tiative überhaupt keine Antwort, die 
Stoßrichtung lautet vielmehr »Be-
schäftigung um jeden Preis«. Gerade 
die wachsende Anzahl atypischer 
Arbeitsverträge für junge Menschen 
hat katastrophale soziale und wirt-
schaftliche Konsequenzen. Kündi-
gungsschutz wird geschliffen, Löhne 
bis in den sittenwidrigen Bereich ge-
drückt. Dazu sagen wir: so nicht!
Solches Herumdoktern an Symp-
tomen dürfte vergebene Liebes-
müh sein. Wenngleich die Initiative 
zeigt, dass man auf europäischer 
Ebene ein Problem erkannt hat, er-
warten wir etwas anderes: Die EU 
muss endlich umsteuern und mit 
Ausgleichsunion, Marshallplan und 
massiven Investitionen Gute Arbeit 
schaffen. 

VON THOMAS HÄNDEL
Wirtschaftskrise und Austeritätspoli-
tik treffen junge Menschen in Euro-
pa besonders hart. Im Januar 2013 
erreichte die Jugendarbeitslosigkeit 
23,6 Prozent. 7,5 Mio. junge Men-
schen zwischen 15 und 24 Jahren 
haben weder einen Ausbildungsplatz 
noch Arbeit.
Die Europäische Kommission hat 
Mitte März einen Rahmen für die 
Umsetzung des Jugendbeschäfti-
gungspakets vorgeschlagen. Dieses 
besteht aus einem Vorschlag zur 
Einführung einer Beschäftigungsga-
rantie, einem Qualitätsrahmen für 
Praktika, der mit den Sozialpartnern 

FEUERT DIE TROIKA, NICHT DIE MENSCHEN!

Eine neue  
Generation Praktika 
braucht niemand

entwickelt werden soll, und einer 
europäischen (freiwilligen) Ausbil-
dungsallianz, um Jugendarbeitslosig-
keit zu bekämpfen. 
Immerhin: 6 Mrd. Euro sollen inves-
tiert werden. 3 Mrd. Euro aus einer 
extra dafür geschaffenen Haushalts-
linie, weitere 3 Mrd. Euro aus dem 
Europäischen Sozialfonds. 
Das Paket ist sicher ein Schritt in 
die gute Richtung. Dennoch ist zu 
befürchten, dass es der sprichwört-
liche Tropfen auf dem heißen Stein 
bleibt. Die mangelnde Finanzaus-
stattung im Zeichen der allgemeinen 
Austeritätspolitik lässt zudem daran 
zweifeln, wie diese Initiative in den 
am meisten von der Krise betroffe-
nen Staaten wirksam werden soll.
Wenn für jeden arbeitslosen Jugend-
lichen dieser Altersklasse durch-
schnittlich 800 Euro zur Beseitigung 
seiner Arbeitslosigkeit aufgewendet 
werden sollen, kann man sich die 
Effekte lebhaft vorstellen. Es bleibt 
weiter zu bemängeln, dass die eben-
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Die Zukunft  
der europäischen  
Landwirtschaft 

MFR und GAP-Reform

VON LOTHAR BISKY  
UND MARIKA TÄNDLER
Viele der Genossenschaften und 
Bäuerinnen und Bauern in Deutsch-
land stehen aktuell vor der Frage: 
Welche Auswirkungen hat die ge-
plante Reform der Gemeinsamen 
EU-Agrarpolitik für uns?
Die GAP bedeutet für die EU in ers-
ter Linie viel Geld. Über 40 Prozent 
des gesamten EU-Haushaltes wer-
den für die Agrarpolitik ausgege-
ben. Gegenwärtig versuchen das 
EU-Parlament, der Rat und die Kom-
mission einen Kompromiss bei der 
Ausgestaltung des Mehrjährigen Fi-
nanzrahmens 2014–2020 (MFR) zu 
finden.
Die GAP ist in zwei Säulen eingeteilt: 
Die Direktzahlungen und den soge-

nannten Landwirtschaftsfonds zur 
Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER).    
Insgesamt sind im MFR für die GAP 
373 Mrd. Euro bislang vorgesehen. 
Nachdem das EU-Parlament und 
der Agrarministerrat im März ihre 
Positionierungen in Form eines Ver-
handlungsmandats festgelegt haben 
steht nun fest: Im Wesentlichen än-
dert sich nicht viel! 
Von zentraler Bedeutung sind die Di-
rektzahlungen, welche mit 278 Mrd. 
Euro im aktuellen MFR ausgewiesen 
sind. Das sind lediglich 2 Prozent 
weniger als im ursprünglichen Vor-
schlag. Allerdings wurde eine durch-
schnittliche Auszahlungshöhe der 
Direkthilfen je Hektar auf 196 Euro 
festgelegt. Im Vergleich dazu liegt 

der EU-Durchschnitt momentan bei 
262 Euro je Hektar, in Deutschland 
liegt die durchschnittliche Zahlung 
sogar noch darüber.
Immerhin sollen künftig 30 bis 
37,5 Prozent der Direktzahlungen 
an die Einhaltung sogenannter Gree-
ning-Maßnahmen gebunden werden, 
d.h. zum Beispiel die Einrichtung von 
ökologischen Vorrangflächen. Der 
Vorschlag der Kommission wurde al-
lerdings auf eine schrittweise Einfüh-
rung mit 5 Prozent für Betriebe über 
15 ha, abgemindert.
Die GAP-Reform bringt also keine 
wesentlichen Änderungen mit sich, 
sondern ist bestenfalls ein Schritt in 
die richtige Richtung.
Umso verwunderlicher ist die Hal-
tung des Deutschen Bauernverban-
des. So erklaerte ein Vertreter des 
Sächsischen Bauernverbandes auf 
Anfrage der ›Dresdner Neuen Nach-
richten‹: 
»GAP birgt gefährlichen Sprengstoff 
für die Landwirtschaft in Sachsen«, 
und würde »mehreren Hundert Be-
trieben im Osten das Genick bre-
chen«. Dies ist zum jetzigen Zeit-
punkt absolut nicht der Fall. 
Die Direktzahlungen machten im 
Jahr 2008/2009 eine durchschnitt-
liche Unterstützung von 25.595 Euro 
je Betrieb aus, was einem Gewinn-
anteil von 85 Prozent der Betriebe 

entspricht. Auch viele Genossen-
schaften könnten ohne diese Di-
rektzahlungen nicht überleben. Die 
Einführung einer Mindestgrenze bei 
den Auszahlungen, die sogenannte 
›Kappung der Direkthilfen‹ wurde 
von Parlament und Ministerrat ab-
gelehnt. Schlussendlich schlägt der 
Rat lediglich eine »freiwillige« Kap-
pung vor. 
Direktzahlungen dürfen nicht bloß 
eine Einkommensunterstützung für 
die Betriebe sein, sondern müssen 
vor allem an soziale und ökologische 
Ziele wie Arbeitsplätze, Klimaschutz 
und Biodiversitätserhalt geknüpft 
werden. Nicht zuletzt aufgrund der 
Arbeitsplatzsituation in ihrer Region 
sind viele Bäuerinnen und Bauern in 
Genossenschaften organisiert. Die 
Gewährleistung von Mindestlöhnen 
ist für DIE LINKE. im Europäischen 
Parlament ein zentrales Anliegen. Es 
kann nicht sein, dass Großbetriebe 
erhebliche Mittel durch Direktzah-
lungen erhalten, gleichzeitig den 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern nicht einmal Mindestlohnni-
veau garantiert wird!

Echte Reformen  
sucht man vergeblich

www.dielinke-europa.eu 

Weiterlesen

U
lri

ke
A_

Ph
ot

oc
as

e.
co

m

http://www.dielinke-europa.eu


7AUSGABE 11 · MAI 2013

w
w

w
.c

iti
ze

ns
-in

iti
at

iv
e.

eu

Ja
so

n 
G

ut
ie

rr
ez

/I
RI

N

Nein zum europäischen 
Kriegshaushalt!

Echte Reformen  
sucht man vergeblich

VON SABINE LÖSING
In Europa wird im sozialen Bereich 
gespart, bis sich die Balken biegen. 
Ein Bereich jedoch kommt gut weg: 
die Ausgaben für Rüstungs- bzw. Si-
cherheitsforschung.
Entgegen dem Jammern der Rüs-
tungsindustrie und den Befürch-
tungen der Mehrheit der EU-Parla-
mentarier wird bei Militärprojekten 
und -forschung nicht gekürzt. Statt-
dessen werden zivile Budgets für 
Rüstungsprojekte zweckentfremdet 
oder zu zivilen umdeklariert.
Ein prominentes Beispiel dafür ist das 
Satellitensystem Galileo, die europäi-
sche Konkurrenz zum US-amerikani-
schen GPS-System. Das fünf bis zehn 
Milliarden Euro teure Projekt soll 
nach öffentlichen Bekundungen zivi-
le Zwecke, z. B. in der Flugsicherung 
und für Such- und Rettungsdienste, 
verfolgen. Ein weiterer Teil Galileos 
soll aber für Polizei, Geheimdienste 
und das Militär zur Verfügung stehen. 
Es soll die Streitkräfte vom amerika-
nischen GPS-System unabhängig ma-
chen. Die EU will so zum militärischen 
»Global Player« werden.
Ein weiteres Beispiel ist der EU-Ent-
wicklungsfonds, der Armut und Hun-
ger bekämpfen soll. Das Geld wird 

Mangelware Demokratie

VON HELMUT SCHOLZ
Die Bürgerinnen und Bürger stel-
len der EU ein schlechtes Zeugnis 
aus. Nur noch 30 Prozent haben 
laut der jüngsten Eurobarometer-
Umfrage von der Gemeinschaft ein 
positives Bild, fast genauso viele 
sehen sie ausdrücklich negativ. 
Diese Bewertungen sind vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen 
Krise in der Europäischen Union 
natürlich nachvollziehbar. »Europa« 
als politischer Entscheidungsraum 
ist für viele Menschen noch immer 
ein undurchschaubares Gebilde, in 
dem über ihre Köpfe hinweg Ent-
scheidungen getroffen und ihre In-
teressen nicht berücksichtigt wer-
den. Wer weiß schon und kümmert 
sich darum, wie Entscheidungen 
auf europäischer Ebene getroffen 
werden. Deswegen können die 27 
Regierungen ihren Sparkurs mit 
dem Verweis auf »Brüssel« begrün-
den, obwohl sie diese Positionie-
rung vorher selbst im Rat getroffen 
haben.
Das Demokratiedefizit in der Euro-
päischen Union hat sich in der Kri-
se sogar noch deutlich vergrößert. 
Die sogenannte Troika, Inbegriff der 
Bevormundung ganzer Staaten und 
ihrer Bevölkerung, besteht aus Ver-
tretern der EU-Kommission, der Eu-

ropäischen Zentralbank und einer 
Nicht-EU-Institution: dem Internati-
onalen Währungsfonds. Weder die-
se einzelnen Institutionen noch die 
Troika als Ganzes unterliegen einer 
demokratischen Kontrolle und müs-
sen Rechenschaft ablegen. Die na-
tionalen Parlamente sind von vielen 
Entscheidungen zur »Krisenbewäl-
tigung« abgeschnitten; die Weichen 
werden zumeist von den Vertretern 
der Regierungen jenseits einer öf-
fentlichen Debatte gelegt und die 
Rezepte ultimativ den »Krisenstaa-
ten« vorgegeben. 
Dadurch entsteht der Eindruck einer 
scheinbaren Alternativlosigkeit.
Angesichts dieser Entwicklungen 
wirken die kleinen Schritte zur De-
mokratisierung der EU wie Trop-
fen auf den heißen Stein. Ja, es ist 
gut, dass es seit einem Jahr das 
In strument der Europäischen Bür-
gerinitiative (EBI) gibt. Doch die 
Hürden für eine erfolgreiche EBI 
sind hoch gelegt: In einem Jahr 
müssen eine Million Unterschriften 
in mindestens sieben Mitgliedslän-
dern gesammelt werden, natürlich 
unter Beachtung verschiedener 
Vorschriften. Am Ende entscheidet 
die Kommission, wie ernst sie den 
Bürgerwillen nehmen möchte oder 
ob er gar in einer Schublade ver-

schwindet. Eine tatsächliche Bür-
germitsprache wird so zumindest 
stark behindert. Die erste erfolg-
reiche Bürgerinitiative »Wasser ist 
ein Menschenrecht« ist deshalb von 
großer Bedeutung.
Wir müssen darüber diskutieren, 
wie Entscheidungen, die alle Men-
schen in der EU betreffen, auch mit 
ihnen diskutiert werden können, z. B. 
durch den Ausbau der EBI zu einem 

wirklich handhabbaren Instrument; 
durch eine Neugestaltung des eu-
ropäischen Vertragswerks, um De-
mokratie, Sozialstaatlichkeit und 
Kontrolle (insbesondere der Finanz-
märkte) konkret festzuschreiben und 
durch die volle Gleichberechtigung 
des Europäischen Parlaments ge-
genüber Rat und Kommission. 
Dafür setzen wir uns als Linke im Eu-
ropäischen Parlament ein.

über Umwege durch die »African 
Peace Facility« zur Finanzierung von 
Militär- und Ausbildungseinsätzen in 
Afrika herangezogen. Diese Verun-
treuung wird damit gerechtfertigt, 
dass Entwicklung Sicherheit voraus-
setze. EU-Militäreinsätze haben Kon-
flikte jedoch nie gelöst, sondern nur 
weiter befeuert!
Für den mehrjährigen Finanzrahmen 
(MFF) von 2014 bis 2020 forderte 
das EU-Parlament, eine maximale 
Flexibilität für die EU-Kommission bei 
den Ausgaben. Konkret bedeutet das, 
dass Gelder, die im Haushalt z. B. für 
Bildung oder Entwicklungshilfe vor-
gesehen sind, auch für Militär- und 
Sicherheitsforschung verwendet wer-
den können. Damit wird die schon 
existierende Hintertür für die Zweck-
entfremdung von EU-Haushaltsmit-
teln noch weiter aufgestoßen.
EU-Haushaltsmittel müssen den 
Menschen in Europa zugutekommen, 
um z. B. Bildung und Gesundheits-
versorgung zu verbessern. Nicht je-
doch soll es in die Kassen von Rüs-
tungskonzernen wie EADS fließen. 
Das Spardiktat muss für Militär, Rüs-
tung, Sicherheitsforschung und Aus-
landseinsätze gelten – am besten, 
indem man sie abschafft!

WIE VIEL MITSPRACHE HABEN WIR IN DER EU?

SPARDIKTAT FÜR MILITÄR UND RÜSTUNG,  
NICHT FÜR ENTWICKLUNG!
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